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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Eyrich, Kunz (Berlin), Spranger, 
Erhard (Bad Schwalbach), Röhner, Gerlach (Obernau), Dr. Wittmann (München), 
Dr. Kunz (Weiden), Kiechle, Dr. Jobst, Dr. Althammer, Lagershausen, 

Dr. Becher (Pullach), Alber, Dr. Stark (Nürtingen), Niegel, Straßmeir, Biehle, 

Frau Tübler, Frau Stommel und Genossen 
- Drucksache 7/4076 - 

betr. Baader-Meinhof-Prozeß 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 16. Okto- 
ber 1975 - 4100/9 II - 66 944/75 - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Ausgangspunkt der Fragen sind prozessuale Vorgänge in einem 
bei dem Oberlandesgericht Stuttgart anhängigen Strafverfahren. 
Die Bundesregierung wird sich während der Dauer des Ver- 
fahrens jeder Bewertung des Prozeßgeschehens enthalten, um 
auch schon den Anschein zu vermeiden, sie wolle auf den Ab- 
lauf des Verfahrens Einfluß nehmen. Die Bundesregierung hält 
das lür ein rechtsstaatliches, aus der Unabhängigkeit des Ge- 
richts folgendes Gebol. Die Anfrage kann deshalb nur insoweit 
beantwortet werden, als die einzelnen Fragen nicht eine Beur- 
teilung des Verhaltens der Prozeßbeteiligten voraussetzen oder 
einschließen. Mit dieser Einschränkung ist zu den Fragen folgen- 
des zu bemerken: 


1. Trifft es zu, daß die Anzahl der Hauptverhandlungstage pro 
Verfahren vor Strafgerichten in Fällen der Schwcrkriminalität 
und besonders der politisch-anarchistisch motivierten Banden- 
kriminalität stark angestiegen ist? 

Nach der seit 1971 allgemein geführten Zählkartenstatistik in 
Strafsachen ist die Annahme nicht berechtigt, daß die Anzahl 
der Hauptverhandlungstage je Verfahren in den Fällen der 
Schwerkriminalität, insbesondere der politisch-anarchistisch 
motivierten Bandenkriminalität, stark angestiegen sei. Die für 
die Verfahren vor der Großen Strafkammer, dem Schwurgericht 
und dem Oberlandesgericht in erster Instanz aus der Zählkarten- 
statistik abzulesende Entwicklung von 1971 bis 1974 verläuft 
nicht einheitlich. So ist bei Sdrwurgerichtssachen bis 1973 ein 
Ansteigen der Hauptverhandlungsdauer erkennbar, 1974 da- 
gegen wieder ein deutlicher Rückgang. Bei erstinstanzlichen 
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Verfahren vor dem Oberlandesgericht verläuft die Entwicklung 
sprunghaft und dürfte wegen der geringen Zahl von Verfahren 
kaum statistischen Aussagewert besitzen. Immerhin ist darauf 
hinzuweisen, daß es 1974 erstmals seit 1972 keine Hauptver- 
handiung gegeben hat, die elf Tage und länger gedauert hat. 

Bei der Großen Strafkammer zeichnet sich ein allmähliches An- 
steigen der Hauptverhandlungsdauer ab. Welche Verfahrens- 
gruppen hauptsächlich an dieser Steigerung beteiligt sind, ist 
nicht zu ermitteln. Da diese Steigerung seit 1971 kontinuierlich 
verläuft, Verfahren wegen politisch-anarchistisch motivierter 
Bandenkriminalität dagegen erst in jüngster Zeit häufiger ge- 
worden sind, besteht kein Grund zu der Annahme, daß sie für 
die feststellbare Verschiebung ursächlich sind. Eine näher- 
liegende Ursache könnte darin gesehen werden, daß die erhöh- 
ten Anstrengungen zur Bekämpfung wirtschaftskriminellen Ver- 
haltens zu einem höheren Anteil dieser regelmäßig einen größe- 
ren Verfahrensaufwand erfordernden Verfahren geführt hat, 
zumal auch in den vor dem erweiterten Schöffengericht anhän- 
gigen Verfahren eine ähnliche Entwicklung zu beobachten ist. 


2. Ist das Ansteigen der Hauptverhandlungstage in diesen Ver- 
fahren ursächlich damit verbunden, daß prozeßverschleppende 
und -sabotierende Methoden in bisher unbekanntem Ausmaß 
angewandt werden? 

Aus der Beantwortung der ersten Frage ergibt sich, daß nicht 
festgestellt werden kann, die Dauer der Hauptverhandlungen 
in Verfahren vor der Großen Strafkammer, dem Schwurgericht 
und dem Oberlandesgericht in erster Instanz sei allgemein 
länger geworden. Der mit der Frage vorausgesetzte Schluß läßt 
sich schon daher nicht ziehen. Im übrigen hängt die Beurteilung 
der Frage, ob die Stellung zahlreicher, den Gang des Verfah- 
rens objektiv verzögernder Anträge lediglich legale Ausnut- 
zung der im Rechtsstaat der Verteidigung eingeräumten Mög- 
lichkeiten ist oder ~ mindestens überwiegend - der Prozeßver- 
schleppung dient, notwendigerweise von den Umständen des 
Einzelfalles ab. Selbst eine statistisch nachweisbare Verlänge- 
rung der Verfahrensdauer würde daher entsprechende Schluß- 
folgerungen ausschließen. 


3. Besteht die Gefahr, daß durch zunehmende prozeßverschleppen- 
de Methoden, wie sie besonders im Prozeß in Stuttgart-Stamm- 
heim angewandt werden, die Strafrechtspflege allgemein in 
ihrer Funktionsweise erheblich beeinträchtigt wird? 


Soweit mit der Frage das Verfahren vor dem Oberlandesge- 
richt Stuttgart angesprochen wird, verbietet sich eine Stellung- 
nahme aus den in der Vorbemerkung dargelegten Gründen. 

Daß die Strafrechtspflege allgemein durch bestimmte Verhal- 
tensweisen von Verteidigern beeinträchtigt werden könnte, ist 
nach Auffassung der Bundesregierung im Hinblick auf das ge- 
sicherte Selbstverständnis der Anwaltschaft als eigenständiges 
Organ der Rechtspflege nicht zu besorgen. 
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4. Rnidien nach Ansicht der Bundesregierung die zur Zeit beste- 
henden gesetzlichen Vorschrifien aus, um systematischer Ver- 
fahrenssabotage entgegenzuwirken, oder teilt die Bundesregie- 
rung nunmehr die Auffassung, wonach eine gesetzliche Regelung 
gegen krasseste Fälle der Verfahrenssabotage unvermeidlich 
ist? 

Die Strafprozeßordnung sieht verschiedene Möglichkeiten vor, 
Erklärungen oder Fragen, die das Verfahren verschleppen sol- 
len oder verfahrensfremden Zwecken dienen, zurückzuweisen 
(vgl. z. B. §§ 26 a, 241, 244 StPO). Diese Möglichkeiten sind 
durch die Neufassung des § 257 StPO durch das Oesetz zur Er- 
gänzung des Ersten Gesetzes zur Reform des Strafverfahrens- 
rechts vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3686) wei- 
ter ergänzt und präzisiert worden. Es wäre nicht unbedenk- 
lich, die jetzt schon zulässigen einzelnen Maßnahmen um eine 
Generalklausel gegen Prozeßverschleppung zu erweitern. Das 
Prinzip der Strafprozeßordnung, den einzelnen Verfahrensbe- 
teiligten und insbesondere dem Beschuldigten möglichst kon- 
kret umschriebene Rechte zu garantieren, entspricht rechtsstaat- 
lichen Grundsätzen. Auch die Strafrechtskommission des Deut- 
schen Richterbundes und der Strafrechtsausschuß der Bundes- 
rechtsanwaltskammer haben sich deshalb gegen Vorschläge 
ausgesprochen, die auf die Möglichkeit eines Verteidigeraus- 
schlusses wegen Prozeßverschleppung und Prozeßsabotage ab- 
zielen. 


5. Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, die entsprechenden 
Vorschläge der Fraktion der CDU/CSU und des Bundesrates zu 
unterstützen? 

6. Ist die Bundesregierung wenigstens bereit, ihrerseits Vorschläge 
gegen krasseste Fälle von Verfahrenssabotage zu unterbreiten? 

Zu den Vorschlägen der Bundestagsfraktion der CDU/CSU und 
des Bundesrates, für schwere Fälle der Prozeßverschleppung die 
Möglichkeit der Ausschließung eines Verteidigers zu schaffen 
(Drucksachen 7/3116, 7/3649), hat sich die Bundesregierung in 
ihrer Stellungnahme zu dem Entwurf des Bundesrates (Druck- 
sache 7/3649) geäußert. Sie hat den Vorschlägen widersprochen; 
an dieser Ablehnung hält sie fest. 

Im übrigen hat der Bundesrat in seiner Stellungnahme zu dem 
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafge- 
setzbuches, der Strafprozeßordnung, des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes und der Bundesrechtsanwaltsordnung (Drucksache 
7/4005) um Prüfung gebeten, ob es nicht geboten sei, in be- 
stimmten Fällen die Möglichkeit des Gerichts, Anträge zurück- 
zuweisen, zu erweitern und dem Vorsitzenden vorbehaltlich 
der Anrufung des Gerichts die Befugnis zu geben, die den Ver- 
fahrensbeteiligten zur Ausübung des Fragerechts und zur Be- 
gründung von Anträgen eingeräumte Zeit zu begrenzen. Die 
Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung zugesagt, sie 
werde prüfen, ob die Möglichkeiten des Gerichts, einer Ver- 
schleppung des Verfahrens entgegenzutreten, erweitert werden 
können. Das Ergebnis dieser noch nicht abgeschlossenen Prü- 
fung wird im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu erörtern sein. 
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